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	Brandenburgisches Oberlandesgericht


Beschluss
In dem Verfahrenskostenhilfe- Aufhebungsverfahren gemäß § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO

betreffend das Verfahren nach §§ 1, 2 GewSchG

K… ./. Sch…
an dem beteiligt sind:

1) Herr A….Sch…,

Antragsgegner und Beschwerdeführer,

- Verfahrensbevollmächtigte:

Rechtsanwälte … -

2) das Land Brandenburg (Landeskasse),

    vertreten durch den Bezirksrevisor beim Amtsgericht Potsdam,
hat der 3. Senat für Familiensachen des Brandenburgischen Oberlandesgerichts

durch


die Richterin am Oberlandesgericht Rieger


- als Einzelrichterin -
am
4. Januar 2018
b e s c h l o s s e n :
Auf die sofortige Beschwerde des Antragsgegners wird der Beschluss des Amtsgerichts - Rechtspflegers - Potsdam vom 6. Juni 2017 - 42.1 F 15/17 - aufgehoben.

Außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet.

G r ü n d e :

Die gemäß §§ 76 Abs. 2 FamFG, 127 Abs. 2 S. 2, 567 ZPO statthafte und auch im Übrigen zulässige, insbesondere fristgerecht eingelegte sofortige Beschwerde hat auch in der Sache Erfolg. Das Amtsgericht hat die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe vom 17.3.2017 zu Unrecht aufgehoben.

Gemäß § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO soll das Gericht die Bewilligung aufheben, wenn die Partei entgegen § 120 Buchst. a Abs. 2 S. 1 bis S. 3 ZPO Änderungen ihrer Anschrift absichtlich oder aus grober Nachlässigkeit unrichtig oder nicht unverzüglich mitgeteilt hat. Bei der Regelung des § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO handelt es sich um eine Sanktionsnorm (vgl. BT-Drs.17/11472, Seite 35). Die Aufhebung der Verfahrenskostenhilfebewilligung setzt daher voraus, dass die unterlassene Mitteilung einer Änderung der Anschrift des Beteiligten auf Absicht oder grober Nachlässigkeit beruht. Ausgehend davon genügt es für die Anwendung des § 124 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO nicht, dass der Beteiligte lediglich die Änderung seiner Anschrift nicht unverzüglich mitteilt. Vielmehr kann die ihm gewährte Verfahrenskostenhilfe nur dann aufgehoben werden, wenn sein Verhalten zudem auf grober Nachlässigkeit oder Absicht beruht. Aus dem bloßen Verstoß gegen die Mitteilungspflicht kann auf ein besonders grobes Verschulden nicht geschlossen werden. Vielmehr muss die Annahme von grober Nachlässigkeit oder Absicht nach den tatsächlichen Feststellungen gerechtfertigt sein. Daran fehlt es hier.

Die im angefochtenen Beschluss getroffene Feststellung, dass der Antragsgegner sich insoweit die Kenntnis seines Bevollmächtigten zurechnen lassen müsse (§ 166 Abs. 1 BGB), ist mit dem Sanktions- und Strafcharakter des § 124 Abs. 1 ZPO unvereinbar (LAG Köln, Beschluss vom 22.6.2015 - 1Ta 145 / 15 -, Beck RS 2015, 70393; Dürbeck/Gottschalk, Prozess- und Verfahrenskostenhilfe, 8. Aufl., Rn. 1003). Die Zustellung des Bewilligungsbeschlusses an die Verfahrensbevollmächtigten des Antragsgegners allein kann seine Verpflichtung gem. § 120a Abs. 2 S. 1 ZPO mit den Folgen des § 124 Abs. 1 Nr. 4 ZPO nicht auslösen. 
Soweit der Antragsgegner sich darauf beruft, irrtümlich davon ausgegangen zu sein, dass es in seinem Fall keine Verfahrenskostenhilfe gebe, schließt dies die Annahme grober Nachlässigkeit aus. Wenn eine Kenntnis des Beteiligten von der Verfahrenskostenhilfebewilligung nicht positiv festgestellt werden kann, kann die unterlassene Mitteilung einer Anschriftenänderung schon deshalb nicht als grob nachlässig bewertet werden, weil unabdingbare Voraussetzung für die Verpflichtung gem. § 120a Abs. 2 S. 1 ZPO die Verfahrenskostenhilfebewilligung ist. Die Angaben des Antragsgegners zur mangelnden Kenntnis vom Bewilligungsbeschluss mit den daraus resultierenden Verpflichtungen lassen sich nicht widerlegen. Dass der Bewilligungsbeschluss vom 17.03.2017 ihm persönlich zugestellt worden sei, ist den Akten nicht zu entnehmen. Zwar haben seine Verfahrensbevollmächtigten auf Nachfrage des Senats mitgeteilt, dem Antragsgegner am 04.04.2017 den Bewilligungsbeschluss des Amtsgerichts per E-Mail zugeleitet zu haben. Danach hätte er von der Verfahrenskostenhilfebewilligung Kenntnis haben müssen oder jedenfalls haben können. Nachdem er jedoch auf den ihm ebenfalls per E-Mail vom 27.04.2017 zur Kenntnis übermittelten Antrag seiner Verfahrensbevollmächtigten auf Festsetzung der Vergütung die darin ausgewiesene Vergütung tatsächlich durch seine Mutter hat überweisen lassen, muss davon ausgegangen werden, dass ihm die E-Mail seiner Verfahrensbevollmächtigten vom 04.04.2017 entweder nicht zugegangen ist oder er deren Inhalt und Bedeutung nicht erkannt hat. Bei dieser Sachlage kann die unterlassene Mitteilung seiner Anschriftenänderung nicht als grob nachlässig bezeichnet werden. Dies gilt umso mehr, als den Antragsgegner der an seine bisherige Anschrift adressierte gerichtliche Hinweis nach § 120 Buchst. a vom 10.5.2017 schon nicht mehr erreicht hat.
Die Entscheidung über die Kosten beruht auf § 127 Abs. 4 ZPO.

Rieger
Datum der Übergabe des Beschlusses an die Geschäftsstelle: 


5. Januar 2018





…, Justizbeschäftigte


als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle











